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1. Nutzer*innen der Pflegestützpunkte 
 


Die Pflegestützpunkte im Land Bremen haben ihre Inanspruchnahme, bzw. die Bera-
tungsnachfrage auch im Jahr 2015 monatlich dokumentiert und zusammengefasst. 
 
Statistisch erhoben wurden u.a. die Anzahl der Kontakte, differenziert nach dem Be-
ratungsumfang (Information, kurze Beratung, umfassende Beratung, Erstellung eines 
Versorgungsplanes), nach Art des Kontaktes (telefonisch, persönlich, durch Hausbe-
such) sowie nach dem Zeitpunkt (Wochentag, Uhrzeit).  
Darüber hinaus haben die Mitarbeiter*innen erfasst, ob die Ratsuchenden sich selbst 
an die Pflegestützpunkte wandten oder die Kontaktaufnahme durch Angehörige, an-
dere Dienstleister oder Bekannte erfolgte. Es wurde dabei festgehalten, ob es sich 
um einen Erst- oder Folgekontakt handelte und es im Beratungskontext zur Zusam-
menarbeit mit anderen Einrichtungen kam. Außerdem wurden Geschlecht, Alter, 
Wohnform sowie Wohnort und Ortsteil (Bundesland, in Bremen der Ortsteil) doku-
mentiert.  
 
Diese persönlichen Angaben haben die Mitarbeiter*innen nur nach erteiltem Einver-
ständnis erfasst.   
 
2015 entfielen auf die drei Pflegestützpunkte im Land Bremen 10.421 Kontakte.  
Damit erhöhte sich die Inanspruchnahme gegenüber dem Vorjahr um 18,2 %. 
 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Jahr 2010 Jahr 2011 Jahr 2012 Jahr 2013 Jahr 2014 Jahr 2015
Inanspruchnahme 5.715 5.618 7.243 8.578 8.819 10.421
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Die Verteilung der Kontakte innerhalb der drei Pflegestützpunkte: 
  
 2014  2015 Steigerung 
Bremen-Vahr 3719 4.288 15,3 % 
Bremen-Nord 2406 3.094 28,6 % 
Bremerhaven 2694 3.039 12,8 % 
 


 
 


 
Beratungen:  


 
• Bei der Gesamtanzahl aller Anfragen an die Pflegestützpunkte handelte es sich 


zu 65 % um weibliche und zu 35 % um männliche Ratsuchende.  
• Das Alter der Nutzer*innen bis 15 Jahre lag bei 1,6 %, bis 60 Jahre bei 12,7 %, 


bis 70 Jahre bei 13,2 %, bis 80 Jahre bei 35,7 %, bis 90 Jahre bei 28,9 % und 
über 90 Jahre bei 7,8 %. 


• Es entfielen 56 % auf telefonische Beratungen. Bei 44 % handelte es sich um 
persönliche Kontakte in den Pflegestützpunkten. 


• Von den persönlichen Kontakten waren 68 % umfassende Beratungen,  
1,5 % mit Versorgungsplan und 5,3 % Hausbesuche. 


• Bei 54 % aller Anfragen war den Kunden*innen bereits eine Pflegestufe zuerkannt 
worden.  


• 45 % aller Nutzer*innen lebten allein im eigenen Haushalt, 43 % wohnten mit 
Partner*innen oder Angehörigen zusammen, 10 % lebten in einer stationären Ein-
richtung und 3 % in einer sonstigen Wohnform (z.B. ambulant betreuten Wohn-
gruppe). 


• Der Anteil der Migranten*innen bei allen Inanspruchnahmen betrug  
8,5 %, was eine deutliche Steigerung zu den Vorjahren zeigt.   


• Bei 89 % aller Kontaktaufnahmen handelte es sich um Kunden*innen mit Wohn-
sitz im Land Bremen. Von Ratsuchenden aus Niedersachsen stammten 7 % aller 
Anfragen, aus anderen Bundesländern 1,5 % und aus dem Ausland 0,1 %. 
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• Zu 69 % fanden die Beratungen in der Zeit bis 13.30 Uhr statt.  
• 31 % der Inanspruchnahmen entfielen auf den Nachmittag. 
• Der Wochentag, auf den die meisten Kontakte entfallen, ist seit mehreren Jahren 


der Montag.  
• Beschwerden über die Pflegestützpunkte wurden auch 2015 nicht vorgetragen. 


 


 


• Versicherte folgender Kranken- und Pflegekassen bei der Gesamtzahl aller Kon-
takte:  
AOK       33,7 % 
HKK        8,9 % 
andere Ersatzkassen     23,4 % 
Betriebskrankenkassen      5,3 % 
BKK Firmus       5,3 % 
Knappschaft       2,3% 
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IKK gesund plus      2,6 % 
Private Krankenversicherungen   3,4 % 


 
2. Veranstaltungen und Angebote  
 
Neben den Beratungstätigkeiten als Kernaufgabe waren auch im Jahr 2015 weitere Angebo-
te und Veranstaltungen in die Konzeption der Pflegestützpunkte eingebunden.  
 
In den Räumlichkeiten der Beratungseinrichtungen fanden die regelmäßigen Treffen folgen-
der Selbsthilfegruppen statt:  
 


• Deutsche Parkinson Vereinigung 
• Gesprächskreis für Angehörige von Menschen mit einer Demenz 
• Gesprächskreis für pflegende Angehörige 
• Deutsche-Diabetes-Hilfe 
• Polyneuropathie Selbsthilfegruppe 
• Selbsthilfegruppe „Atemlos“ COPD / Emphysem 
• Rheuma Liga e.V. 
• Deutsche Fibromyalgie Selbsthilfe e.V. 


 
Der Senioren-Kreativ-Treff nutzte darüber hinaus in Bremen-Nord den Gruppenraum für  
einige seiner Freizeitangebote. Dort trafen sich die offenen Gruppen eines Spielekreises  
und Literaturkreises. 


 
 
2.1  Beratung und Fallsteuerung  
 
In den Pflegestützpunkten wurden regelmäßige Beratungsangebote anderer Institutionen 
vorgehalten. An den Standorten in der Vahr und in Nord fanden die kontinuierlich stark 
nachgefragten  
Angebote der Rheumaliga und Betreuungsbehörde statt, in Bremerhaven die der hiesigen 
Betreuungsbehörde und Wohn- und Betreuungsaufsicht. Insbesondere durch die Kooperati-
on mit der Betreuungsbehörde und der Wohn- und Betreuungsaufsicht wurde eine themati-
sche Bündelung und verstärkte Vernetzung der Arbeit möglich. 
 
In der Pflegeberatung zeigte sich im Rahmen der Beratungs- und Fallsteuerungsaufgaben 
die verlässliche Zusammenarbeit mit den Kranken- und Pflegeversicherungen, dem Sozial-
dienst Erwachsene des Amtes für Soziale Dienste, bzw. dem Sozialamt Bremerhaven, den  
Dienstleistungszentren und Sozialdiensten der Kliniken sowie dem Gesundheitsamt Bremer-
haven. Dabei war ein konstruktiver fachlicher Austausch und eine kundenorientierten Fallü-
berleitung möglich.  
 
 
2.2  Übersetzungsangebot 
 
2015 konnte eine Zusammenarbeit mit dem „ZIS – Zentrum für Migranten und Interkulturelle 
Studien e.V.“ in Form regelmäßiger Übersetzungsleistungen für türkisch sprechende Ratsu-
chende realisiert werden. Dieses Angebot wird zur Erprobung von der Senatorin für Soziales, 
Jugend, Frauen, Integration und Sport finanziert. 
 
Im Vorfeld waren in den Sitzungen des Landespflegeausschusses vom 07.02.2014 und 
10.06.2014 die Beratungsbedarfe älterer Migranten*innen sowie das schnelle Wachstum 
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dieser Bevölkerungsgruppe thematisiert worden. Dabei kam es kam zu dem Beschluss, mit 
den Pflegestützpunkten stärker auf den Personenkreis zuzugehen.  
 
Seit August 2015 besteht im Pflegestützpunkt Bremen-Nord dienstags zwischen 15 und 17 
Uhr das Übersetzungsangebot für die türkische Sprache. In diesem Zeitraum steht jeweils 
eine Kraft vom Pflegestützpunkt und vom ZIS zur Verfügung, um die Beratungsmöglichkeiten 
für türkischsprachige Bürger*innen in Bremen aktiv zu verbessern.  
 
Für das Übersetzungsangebot wurde ein türkisch sprachiger Flyer entwickelt und der regel-
mäßige Termin in Zusammenarbeit von ZIS und Pflegestützpunkt gezielt beworben,   
z.B. durch Vorträge in bestehenden Communities und über Verteilen der Flyer in Institutio-
nen und Arztpraxen. 
Im 4. Quartal zeigten sich erste Erfolge dieser Öffentlichkeitsarbeit, Menschen mit türkischer 
Muttersprache suchten die Beratungsstelle am Dienstagnachmittag verstärkt auf. Durch die 
Kooperation mit dem ZIS zeigte sich deutlich, dass sich die Barriere zum Pflegestützpunkt 
für diese Bevölkerungsgruppe verringerte. 
 
Die Beratungsgespräche mit den komplexen Themengebieten der Pflegeberatung werden 
durch die Übersetzung verständlicher gemacht. Durch die nicht-interessengeleitete Beratung 
vergrößerten sich Vertrauen und Offenheit bei den Kunden*innen.  
Das Übersetzungsangebot hat sich dabei zunehmend herumgesprochen und zu weiterer 
Werbung durch mündliche Empfehlung unter den Migrant*innen geführt.  
Das Team des Pflegestützpunktes gewann durch die Zusammenarbeit mit dem ZIS eine  
vertiefte Sensibilisierung und Kenntnis der Lebensstrukturen des Personenkreises. 
 
2.3  Vorträge in den Pflegestützpunkten 
 
Der Pflegestützpunkt im Land Bremen hat auch im Jahr 2015 an seinen einzelnen Standor-
ten eine Reihe von Vorträgen organisiert und selbst angeboten, durchgeführt von externen 
Referent*innen oder den Mitarbeiter*innen vor Ort.  
 
Themen der offenen Angebote waren u.a.:  
 


• Pflegestärkungsgesetz I (PSG I), Leistungen der Pflegeversicherung 
• Betreuung von Menschen mit Demenz  
• Patientenverfügung 
• ambulante Hospizarbeit 
• Vorsorgevollmacht und Rechtliche Betreuung 
• Schwerbehindertenausweis  
• Hilfsmittel, Registrierung von Rollatoren 


 
Die Veranstaltungen wurden im Vorfeld in den Beratungsstellen, innerhalb bestehender 
Netzwerke und in der Presse beworben. Insbesondere die Vorträge zu den Leistungen der 
Pflegeversicherung mit den Änderungen durch das Pflegestärkungsgesetz I (PSG I) waren 
sehr gut besucht.  
 
 
3. Öffentlichkeits- und Netzwerkarbeit 


Die Mitarbeiter*innen der Pflegestützpunkte beteiligten sich aktiv an der Arbeit unterschiedli-
cher Gremien wie Sozialen Arbeitskreisen, Stadtteilkonferenzen oder dem Runden Tisch – 
Älter werden in Blumenthal.  
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Darüber hinaus nahmen sie mit einem Informationsstand an unterschiedlichen Messen sowie 
an Freiwilligen- und Gesundheitsveranstaltungen teil (z.B. Gesundheitswoche in Bremer-
haven). 
 
3.1  „Mobile PSP“ 
 
Mit der Entscheidung des Landesausschusses der Pflegestützpunkte vom 17.11.2014 wurde 
das Konzept zur Weiterentwicklung der Pflegestützpunkte „Mobile PSP“ beschlossen und 
einer Umsetzung für das 1. Quartal 2015 zugestimmt. 
Das Ziel der „Mobilen PSP“ besteht darin, außerhalb der Pflegestützpunkte vermehrt Vorträ-
ge zu den Angeboten der Pflegestützpunkte und den Leistungen Pflegeversicherung anzu-
bieten.  
Folgende Kriterien wurden dabei für die Auswahl der Standorte, wie beispielsweise Begeg-
nungsstätten und Quartierszentren genannt: 
 


• offene Veranstaltungen 
• kostenneutraler Rahmen 
• mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar 
• Schwerpunkt auf Stadtteile mit geringerer Kundenfrequenz 


 
Parallel dazu wurden – wie bereits in den vergangenen Jahren – bei anfragenden Institutio-
nen sowie den Kooperationspartnern des Pflegestützpunktes Präsentationen durchgeführt.  
Diese vielfach angeforderten Vorträge gingen 2015 zulasten der Kapazitäten gezielter Ver-
anstaltungen in Stadtteilen mit weniger Kundenfrequenz. 
 
Von Januar bis Dezember 2015 fanden insgesamt 93 Vorträge statt, die mehr als 1.700 
Menschen besuchten. Der Zeitaufwand betrug inklusive Vorbereitung und Nachbereitung 
durchschnittlich drei Stunden. 
 
Die Präsentationen wurden u.a.an folgenden Orten durchgeführt: 
 


• Polizei Bremen 
• Jobcenter Bremen 
• Sparkasse Bremen 
• Pflegekinder in Bremen (PIB) 
• Impulsgeber Zukunft e.V. 
• Mehrgenerationenhaus „Haus der Zukunft“ 
• Bremer Heimstiftung, „Vier Deichgrafen“ 
• Bremen Ports, SailCity 
• AMEoS Klinikum am St. J. Hospital 
• Uni Bremen 
• Kirchengemeinden 
• Lebenshilfe Bremen 
• unterschiedliche Selbsthilfegruppen 
• Begegnungsstätten, Seniorentreffpunkte und Angehörigengruppen in Bremen und 


Bremerhaven 
 
Mit dieser beträchtlichen Anzahl gehaltener Vorträge haben die Mitarbeiter*innen ihre beste-
henden Kapazitäten für das Jahr 2015 maximal ausgeschöpft.  
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3.2 Bundesmodellprogramm „Lokale Allianzen für Menschen mit Demenz“ 
 
Die Pflegestützpunkte Bremerhaven und Bremen-Nord haben sich seit 2013 im Zusammen-
schluss mit weiteren Trägern am Bundesmodellprogramm Lokale Allianzen für Menschen mit 
Demenz beteiligt, welches vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und  
Jugend gefördert wird. Beide Standorte erhielten vom 1.9.2013 bis 31.8.2015 die Förderung. 
Ein direkter Folgeantrag wurde für beide Pflegestützpunkte abgelehnt. 
 
Das Modellprojekt verfolgt das Ziel, die gesellschaftliche Akzeptanz von Menschen mit einer 
Demenzerkrankung zu erhöhen sowie Angehörige und Bürger*innen über das Krankheitsbild 
und Unterstützungsmöglichkeiten zu informieren. 
Des Weiteren wird angestrebt, durch neue lokale Netzwerke Kooperationen zwischen  
Trägern zu fördern und die Angebotsstruktur für Menschen mit Demenz zu verbessern. 
Die Lokalen Allianzen sollen über die Anschubförderung hinaus bestehen und agieren.  
Eine umfassende Darstellung der Konzeption des Modells befindet sich auf der Homepa-
ge www.lokale-allianzen.de. 
 
Der Pflegestützpunkt Bremen-Nord engagiert sich als Teil des Arbeitskreises „Runder Tisch 
– Älter werden in Blumenthal“ maßgeblich für das Projekt. Die Federführung liegt bei der der 
Aufsuchenden Altenarbeit der Bremischen Ev. Kirche. Neben diesen beiden Hauptakteuren 
sind das Dienstleistungszentrum Blumenthal der Paritätischen Gesellschaft für Soziale 
Dienste, das Stiftungsdorf Rönnebeck der Bremer Heimstiftung, die GEWOBA AG Wohnen 
und Bauen sowie das Mehrgenerationenhaus – Haus der Zukunft beteiligt. 
 
Die Akteure setzten 2015 ihr Konzept zur Gewinnung Freiwilliger, die als sogenannte  
Demenzpaten für das Thema in Blumenthal sensibilisieren, weiter um. Für die Freiwilligen 
konnte in Kooperation mit dem Klinikum Bremen-Nord eine mehrtägige Schulung angeboten 
werden. Zur fachlichen Anleitung wurde eine Honorarkraft eingesetzt, um die Demenzpaten 
in monatlich stattfindenden Gesprächen qualifiziert zu begleiten. 
  
Im ersten Halbjahr 2015 fand an unterschiedlichen Standorten in Blumenthal folgende Ver-
anstaltungsreihe statt: 


• zwei Vorträge zu den Leistungen der Pflegeversicherung 
• Aktivierungs- und Beschäftigungsangebot: „Lustiges Frühlingstreiben“ 
• Vortag: „Demenz vermeiden, ist das möglich?“ 
• Aktivierungs- und Beschäftigungsangebot: „Fröhliche Sommerträume“ 
• Fachtag: „Familientag Demenz“ 


Nach Ende der Förderung bemühten sich die beteiligten Träger um eine Weiterführung des 
Projektes sowie um anschließende finanzielle Unterstützung. Im September kam es durch 
den Blumenthaler Beirat für die „Demenz-Woche“ – eine jährlich stattfindende Veranstal-
tungsreihe im Rahmen des Weltalzheimertages – zu einer Förderung. 


 Dabei konnten folgende offene Angebote durchgeführt werden:  


• Lesung und Podiumsdiskussion: „Was brauchen Menschen mit Demenz in ihrem 
Stadtteil für ein gutes Miteinander?“ 


• Filmabend und Diskussion zu: „Honig im Kopf“ 
• Tanzcafé 
• Vortrag: „Demenz ganz prominent…?!“ 
• gemeinsame Fahrt zum „7. Bremer Fachtag Demenz“ 



http://www.lokale-allianzen.de/
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Die Lokalen Allianzen in Blumenthal planten im zweiten Halbjahr 2015 einen erneuten Antrag 
auf Förderung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend für 
den Förderungszeitrum vom 1.9.2016 bis 31.8.2018. 


In Bremerhaven wurde das Projekt der Lokalen Allianzen federführend vom Magistrat  
organisiert und an den dortigen Pflegestützpunkt angegliedert.  
Mit dem Ziel, die Bedingungen der gesellschaftlichen Teilhabe bei einer Demenzerkrankung 
zu verbessern und Betroffene und deren Angehörige aufzuklären und zu beraten, entwickel-
ten sich aus der Zusammenarbeit mit anderen Institutionen mehrere Arbeitsgemeinschaften: 
AG Beratung, AG Nachbarschaftshilfe, AG öffentliche Veranstaltungen, AG Finanzierungs-
möglichkeiten, AG Jugend und Demenz und AG Schnittstellen von und zum Krankenhaus.  
 
Die trägerübergreifenden Arbeitsgemeinschaften setzen ihre Zusammenarbeit 2015 fort,  
um gezielt an Projekten ihrer Themenschwerpunkte zu arbeiten. Darüber hinaus fanden 
Netzwerktreffen mit allen Akteuren statt, die auch interessierten Bürger*innen offen standen.  
Die Arbeitsgruppe Finanzierung musste aufgrund zu geringer Beteiligung aufgelöst werden.  
Die AG Beratung führte unter den Beratungsstellen zum Thema Demenz eine Umfrage 
durch, um die Schwerpunkte einzelner Angebote zu eruieren. Die Ergebnisse wurden in  
einem Flyer veröffentlicht, der den Bürger*innen über die Akteure und andere Multiplikatoren 
zur Verfügung steht. 
Die AG Kunst und Kultur verknüpfte sich mit der AG Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliedern der 
AG Jugend und Demenz, da sich viele gemeinsame Schnittstellen gezeigt hatten.  
 
2015 konnte die Kampagne „Demenz und Wir“ offiziell den Lokalen Allianzen übertragen 
werden. Im Rahmen einer 2014 erfolgreich gelaufenen Veranstaltungsreihe der Kampagne 
wurde eine Broschüre aufgelegt, welche insbesondere das Theaterprojekt „Über Schiffe ge-
hen“ thematisierte. Diese Veröffentlichung erschien im Mai 2015 mit einer Auflage von 2.500 
Exemplaren.  
 
Der „Qualifizierungskurs zur Betreuung von Menschen mit Demenz“ fand planmäßig vom 
21.04.15 bis 30.05.15 im Pflegestützpunkt Bremerhaven statt. Die Module der Schulung, die 
sich sowohl an Angehörige, Interessierte und Freiwillige richtete, umfassten folgende The-
men:  
Grundkenntnisse zum Krankheitsbild Demenz, Kommunikation (Validation), 
Aktivierung, Selbstfürsorge sowie Leistungen der Pflegeversicherung (SGB XI).  
 
Im September 2015 wurde ein Reflexionstreffen für die Teilnehmer*innen des Kurses ange-
boten. 
 
Die Lokalen Allianzen beteiligten sich 2015 an der Gesundheitswoche in Bremerhaven.  
In Kooperation mit dem Pflegestützpunkt und der Betreuungsbehörde wurde ein Informati-
onsstand besetzt.  
 
Die direkte Projektarbeit in Bremerhaven endete mit Auslaufen der Förderung durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im August 2015.  
Die Steuerungsgruppe der Lokalen Allianzen nahm im Anschluss Kontakt zu Akteuren in den 
Stadtteilen (Quartieren) auf, um eine weiterführende Zusammenarbeit zu realisieren.  
Für zukünftige Ziele und Aktionen wurde dabei das Thema Demenz und interkulturelle Pflege 
und Betreuung einer der Schwerpunkte gewählt. Des Weiteren wurde die Suche und Imple-
mentierung demenzfreundlicher Orte in der Stadt vorangetrieben, um Teilhabemöglichkeiten 
von Betroffenen und deren Angehörigen weiter zu verbessern. 
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3.3 Kooperationen 
 
Die Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen aus der Wirtschaft und anderen Einrich-
tungen fördern die Inanspruchnahme und Popularität des Pflegestützpunktes sowie die  
gesamtstädtische Vernetzung. 
Im Jahr 2015 ist das Institut für Werkstofftechnik (IWT) als Kooperationspartner hinzuge-
kommen.  
 
Folgende Kooperationen bestanden Ende 2015:  
 


• Amt für Straßen und Verkehr  
• Polizei Bremen 
• Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa 
• Sparkasse Bremen AG 
• Hochschule Bremen 
• Werkstatt Bremen 
• Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
• BLG Logistics Group 
• Universität Bremen 
• IWT, Institut für Werkstofftechnik 
• Studentenwerk Bremen 
• Interhomes AG 


Aus der Kooperation mit der Universität Bremen ist der monatlich stattfindende „Pflege-
stammtisch“ entstanden. Bei diesem offenen Gesprächskreis für Mitarbeiter*innen ist der 
Pflegestützpunkt Berliner-Vahr beteiligt, um bei aktuellen Fragestellungen und Problemlagen 
zu informieren und beraten. 


4. Marketing 
 
Die Marketingaufgaben wurden auch 2015 sowohl zentral für alle Pflegestützpunkte im Land 
Bremen als auch von und für einzelne Standorte initiiert.  
Kosten verursachende Maßnahmen hat die vom Steuerungsausschuss eingesetzte Marke-
ting-AG eingeleitet und in der Umsetzung begleitet. Bezüglich vieler Vorschläge der Arbeits-
gruppe kam es zu keiner Umsetzung, weshalb die zur Verfügung stehenden Mittel nicht aus-
geschöpft wurden.  
Kostenfreie Maßnahmen konnten von den Mitarbeiter*innen der Pflegestützpunkte organi-
siert werden. 
  
Zu den Marketingmaßnähmen zählten: 


• Informationsstände bei unterschiedlichen Veranstaltungen 
• Messestände, u.a. bei der Gesundheitswoche in Bremerhaven                                      


und den Seniorentagen in der Berliner Freiheit  
• Flyer 
• kleine Geschenkartikel (Kugelschreiber, Jahreskalender) 
• Ankündigungen von Veranstaltungen in der Presse  


 
Durch Pressemitteilungen warben die Pflegestützpunkte in lokalen und regionalen Zeitungen 
für ihre Veranstaltungen, was meist einen guten Zustrom von Teilnehmer*innen bewirkte.  
 
Marketing-Aktivitäten und Öffentlichkeitsarbeit sind auch in Zukunft erforderlich, um die Pfle-
gestützpunkte – vornehmlich in Bremen-Nord und Bremerhaven – nachhaltig als festen Be-
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standteil der Pflege- und Beratungslandschaft zu etablieren und bestehende Beratungskapa-
zitäten auszuschöpfen.  
 
Das Marketing bleibt eine wichtige Daueraufgabe, um fortlaufend neue Kunden zu gewinnen, 
die bislang keine Berührungspunkte mit dem Thema Pflege hatten. Ein Beratungsbedarf ent-
steht für Bürger*innen vor allem bei akuten Problemlagen, die mit drängenden Versorgungs- 
und Finanzierungsfragen verbunden sind. Dem kann nur durch eine dauerhafte öffentliche 
Präsenz des Pflegestützpunktes begegnet werden. 
 
 
5. Organisation, Fortbildung 


 
Die Mitarbeiter*innen der Kranken- und Pflegekassen, des Amtes für Soziale Dienste und 
des Sozialamtes Bremerhaven nehmen in den Pflegestützpunkten die Beratungsaufgaben 
paritätisch wahr. Für Kunden*innen ist dabei nicht erkennbar, welcher Institution die Bera-
ter*innen angehören. Je nach Fragestellung erfolgt im Team ein Austausch, entsprechend 
der Profession und des fachlichen Hintergrundes.  
Die Mitarbeiter*innen nehmen regelmäßig an Dienstbesprechungen ihrer jeweiligen Arbeit-
geber teil.  
 
Die Urlaubs- und Krankheitsvertretung wurde innerhalb der Institution des betreffenden Ar-
beitgebers weitestgehend sichergestellt oder zwischen den jeweiligen Leitungskräften der 
Träger flexibel vereinbart.  
 
Externe Veranstaltungen und Hausbesuche führten nicht zu Einschränkungen in den  
Öffnungszeiten, jedoch zur Minderung der Beratungskapazitäten in den Beratungsstellen. 
Dabei war im Einzelfall zu klären, welche Termine außer Haus durchgeführt werden konnten. 
In Monaten hoher Auslastung wurde es schwieriger, allen spontanen Anfragen nach Vorträ-
gen, Hausbesuchen und Beratungen nachzukommen. 
 
Der Pflegestützpunkt Bremerhaven hatte im August 2015 für eine Woche geschlossen, da in 
den Räumlichkeiten neue Fenster eingebaut werden mussten. Die Bürger*innen wurden 
darüber per Pressemitteilung und Hinweis am Eingang der Beratungsstelle informiert.  
 
Die Fachkräfte der Kranken- und Pflegekassen haben die Qualifizierung zum/zur Pflegebera-
ter/in absolviert. Die Weiterbildung wurde auch den Mitarbeiterinnen des Amtes für Soziale 
Dienste bewilligt. 2015 hat zunächst eine Mitarbeiterin die einjährige Qualifizierung angetre-
ten.  
 
Die Pflegeberaterinnen des Amtes für Soziale Dienste nahmen bei ihrem Arbeitgeber im  
Januar 2015 an einer letzten Fortbildung zum Pflegestärkungsgesetz I (PSG I) teil.  
Erste Schulungen sind bereits in 2014 erfolgt. 
Die Mitarbeiter*innen der Kranken- und Pflegekassen besuchten im Dezember 2015 eine 
Einführungsveranstaltung zum Pflegestärkungsgesetz II (PSG II).  
 
Weitere Schulungsthemen waren:  
 


• Begutachtung pflegebedürftiger Kinder (MDK) 
• Unterhaltsverpflichtung 
• Erste-Hilfe-Kurs 
• Statistikeingabe in der Software „Syncase“ (durch eine Mitarbeiterin des Teams) 
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6. Optimierungsbedarf  


 
Zu diversen Einzelthemen besteht ein kurzfristiger und mittelfristiger Handlungsbedarf, um 
die alltägliche Beratungssituation in den Pflegestützpunkten zu verbessern.  
Dazu gehören die  unter anderem räumlichen Zugänge der Pflegestützpunkte, sie sind nicht 
uneingeschränkt barrierefrei und eine Verbesserung des Schallschutzes. 
 
Diese notwendigen Änderungen sind abhängig von der Verstetigung der Pflegestützpunkte 
und deren finanzieller Ausstattung.  
 
 
7. Resümee 
 
 
Die steigenden Beratungszahlen verdeutlichen, dass sich die Pflegestützpunkte im Land 
Bremen innerhalb des Pflege- und Gesundheitswesens in den letzten Jahren etablieren 
konnten.  
 
Die Beteiligung am Modellprojekt Lokale Allianzen hat diese Entwicklung unterstützt.  
 
Eine hohe Kundenzufriedenheit zeigt sich oftmals durch das positive Feedback  
sowie durch die Weiterempfehlungen im Bekanntenkreis.  
 
Der hohe Bekanntheitsgrad zeigt sich auch darin, dass immer häufiger  Institutionen und 
Anbieter aus dem Pflegebereich an die Pflegestützpunkte verweisen oder sich selbst mit 
eigenen Fragestellungen an ihn wenden. 
 
Die Pflegestützpunkte im Land Bremen ist heute eine verlässliche, kundenorientierte und gut 
vernetzte Institution. 
 
Sie sind mit ihren vielfältigen, neutralen Angeboten und ihrer zunehmenden Akzeptanz aus 
der Beratungslandschaft im Land Bremen nicht mehr wegzudenken ist.  
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Vervielfältigung und Verbreitung, auch 
auszugsweise, mit Quellenangabe gestattet.


1) Bei der Ermittlung der Gesamtzahl der Pflegebedürftigen werden ab der Erhebung 2009 die 
teilstationär durch Pflegeheime Versorgten nicht mehr einbezogen, sondern nur noch nachricht-
lich ausgewiesen. Diese erhalten - vor allem seit der Reform der Pflegeversicherung im Sommer 
2008 - in der Regel parallel zur Tages- bzw. Nachtpflege auch Pflegegeld und/oder ambulante Pfle-
ge und werden somit bereits dort als Pflegebedürftige gezählt. Bis 2008 können bei der Zahl der 
Pflegebedürftigen insgesamt Doppelerfassungen entstehen, sofern Leistungsempfänger/-innen 
von Tages- bzw. Nachtpflege zusätzlich auch ambulante Pflege oder Pflegegeld erhalten haben. – 
2) Stichtag: 15. Dezember. – 3) Stichtag: 31. Dezember. Leistungsempfänger/-innen von aus-
schließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI; ohne Personen mit Kombinationsleistungen (Geld- und 
Sachleistung) nach § 38 SGB XI, die zusätzlich auch ambulante oder stationäre Pflege erhalten 
und dort berücksichtigt werden. – 4) Einschließlich Härtefälle. – 5) In Bremen und Bremerhaven 
nur Tagespflege, keine Nachtpflege. –  6)  Praktikanten/-innen, Schüler/-innen, Auszubildende, 
Zivildienstleistende, Helfer/-innen im freiwilligen sozialen Jahr und im Bundesfreiwilligendienst.   
*)  Bundesergebnis mit geschätzten Werten für das Land Bremen.  – **) Die Vergleichbarkeit der 
Daten über die allein durch Angehörige versorgten Pflegebedürftigen (Pflegegeldempfänger/-innen 
nach § 37 SGB XI) und der Gesamtzahl der Pflegebedürftigen zu den Vorjahren ist eingeschränkt. 


insgesamt weiblich insgesamt weiblich


Einrichtungen


Zugelassene Pflegedienste  86  x   23  x  


Pflegebedürftige


Pflegebedürftige insgesamt 4 971  3 576  1 251   871  
davon nach Pflegestufen


Pflegestufe I 3 021  2 265   746   527  
Pflegestufe II 1 488  1 032   383   255  
Pflegestufe III  462   279   122   89  
dar. Härtefälle (III)  39   23   2   1  


Personal


Vollzeitbeschäftigte  563   434   185   144  
Teilzeitbeschäftigte über 50 % 1 278  1 110   232   217  
Teilzeitbeschäftigte mit 50 % und 
   weniger, aber nicht geringfügig  300   277   72   71  
geringfügig Teilzeitbeschäftigte  720   619   94   81  


sonstige Beschäftigte 6)  20   13   8   8  


Beschäftigte insgesamt 2 881  2 453   591   521  
darunter mit Berufsabschluss


Altenpfleger/-in  568   485   91   73  
Altenpflegehelfer/-in  222   204   41   34  
Gesundheits-/Krankenpfleger/-in  684   577   148   118  
Krankenpflegehelfer/-in  89   83   29   26  
Gesundheits- und 
   Kinderkrankenpfleger/-in  53   53   4   4  


Geschätzte Vollzeitäquivalente 1 849  1 553   419   363  
darunter mit überwiegendem Tätigkeitsbereich im Pflegedienst


Grundpflege 1 244  1 054   261   230  


Gegenstand der 
Nachweisung


Stadt BremerhavenStadt Bremen


Ambulante Pflegeeinrichtungen nach SGB XI 
im Land Bremen am 15.12.2011


 Fußnoten siehe letzte Seite.


Stationäre Pflegeeinrichtungen nach SGB XI 
im Land Bremen am 15.12.2011


insgesamt weiblich insgesamt weiblich


Einrichtungen und Plätze


Zugelassene Pflegeheime  87  x   12  x  


Verfügbare Plätze 6 214  x  1 105  x  
davon


vollstationäre Dauerpflege 5 575  x  1 053  x  
dar. "eingestreute" Kurzzeitpflege  132  x   46  x  
vollstationäre Kurzzeitpflege  255  x   9  x  
teilstationäre Tagespflege  384  x   43  x  


Pflegebedürftige


Pflegebedürftige insgesamt 5 814  4 266   992   700  
davon nach Pflegestufen


Pflegestufe I 2 291  1 696   394   274  
Pflegestufe II 2 287  1 653   349   238  
Pflegestufe III 1 194   887   237   179  
dar. Härtefälle (III)  85   46   58   39  
bisher ohne Zuordnung  42   30   12   9  


davon nach Leistungsarten
vollstationäre Dauerpflege 5 115  3 801   846   617  
vollstationäre Kurzzeitpflege  250   177   52   22  
teilstationäre Tagespflege  449   288   94   61  


Personal


Vollzeitbeschäftigte 1 083   781   265   215  
Teilzeitbeschäftigte über 50 % 2 423  2 169   259   230  
Teilzeitbeschäftigte mit 50 % und 
   weniger, aber nicht geringfügig  455   411   91   89  
geringfügig Teilzeitbeschäftigte  619   517   62   54  


sonstige Beschäftigte 6)  183   132   38   28  


Beschäftigte insgesamt 4 763  4 010   715   616  
darunter mit Berufsabschluss


Altenpfleger/-in 1 067   862   181   156  
Altenpflegehelfer/-in  402   355   59   51  
Gesundheits- und 
   Krankenpfleger/-in  298   264   54   49  
Krankenpflegehelfer/-in  120   101   10   8  
Gesundheits- und 
   Kinderkrankenpfleger/-in  26   24   -    -   


Geschätzte Vollzeitäquivalente 3 366  2 795   539   459  
darunter mit überwiegendem Tätigkeitsbereich im Pflegeheim


Pflege und Betreuung 2 168  1 826   402   353  


Gegenstand der 
Nachweisung


Stadt BremerhavenStadt Bremen


Fußnoten siehe letzte Seite. 


Pflege im Land Bremen:
Ergebnisse der Pflegestatistik 
1999 bis 2011


Pflegequoten nach SGB XI im Land Bremen 2011
Anteil der Leistungsempfänger (%) an der jeweiligen Altersgruppe
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›  Pflege im Land Bremen  ‹  ›  Pflege im Land Bremen  ‹  


Pflegebedürftige nach SGB XI  
im Land Bremen 2011 nach
Pflegestufen, Leistungsarten 
und Geschlecht  (ohne Tagespflege)


Pflege im Land Bremen: 
Ergebnisse der Pflegestatistik 1999 bis 2011


Seit Dezember 1999 werden in Deutschland alle zwei Jahre Daten über die 
Pflegebedürftigen und das Personal in den ambulanten Pflegeeinrichtun-
gen (Pflegedienste) und in den teil- und vollstationären Pflegeeinrichtun-
gen (Pflegeheime) erhoben. Außerdem melden die Pflegekassen (Träger 
der Pflegeversicherung) Daten über die Empfänger/-innen von Pflegegeld-
leistungen.  


Rechtsgrundlage für die Pflegestatistik ist § 109 Absatz 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) in Verbindung mit 
der Verordnung zur Durchführung einer Bundesstatistik über Pflegeeinrich-
tungen sowie über die häusliche Pflege (Pflegestatistik-Verordnung - Pfle-
geStatV) vom 24. November 1999 (BGBl. I S. 2282), geändert durch die 
Verordnung vom 19. Juli 2013 (BGBl. I S. 2581).


Am Jahresende 2011 gab es im Land Bremen 22 178 Personen mit Leistun-
gen aus der Pflegeversicherung (ohne Tagespflege), und zwar 7 421 oder 
33,5 Prozent männliche und 14 757 oder 66,5 Prozent weibliche Pflege-
bedürftige. Der Pflegestufe I waren 12 647 Pflegebedürftige zugeordnet 
(57,0 Prozent), der Pflegestufe II 6 879 (31,0 Prozent) und der Pflegestufe 
III 2 619 (11,8 Prozent), darunter 184 sogenannte Härtefälle. 33 Pflegebe-
dürftige waren noch ohne Zuordnung zu einer Pflegestufe.


Jeder zweite Pflegebedürftige gehörte zu den Hochbetagten im Alter von 
80 und mehr Jahren (11 887 oder 53,6 Prozent), davon 2 683 Männer und 
9 204 Frauen. In der Altersgruppe 80 plus ist annähernd jeder dritte Ein-
wohner des Landes Bremen pflegebedürftig (31,1 Prozent).


Von den 109 zugelassenen Pflegediensten im Land Bremen wurden am 
15.12.2011 insgesamt 6 222 Pflegebedürftige (1 775 männlich und 4 447 
weiblich)  ambulant betreut, davon 3 767 in der Pflegestufe I, 1 871 in der 
Pflegestufe II und 584 in der Pflegestufe III. 


Die 99 zugelassenen Pflegeheime im Land Bremen verfügten am 15.12.2011 
über insgesamt 7 319 Plätze, darunter 6 628 für die vollstationäre Dauer-
pflege und 427 für die Tagespflege. In den stationären Pflegeeinrichtungen 
wurden insgesamt 6 806 Pflegebedürftige (1 840 männlich und 4 966 weib-
lich) betreut: 5 961 bzw. 302 waren in der vollstationären Dauer- bzw. Kurz-
zeitpflege und 543 besuchten die teilstationäre Tagespflege. Von den 6 263 
vollstationären Fällen hatten 2 446 die Pflegestufe I, 2 399 die Pflegestufe II 
und 1 385 die Pflegestufe III, 33 waren noch ohne Zuordnung. 


Neben den Pflegebedürftigen, die Sachleistungen der Pflegeeinrichtungen 
erhalten, gibt es die Gruppe der Pflegegeldempfänger/-innen, die aus-
schließlich Pflegegeld nach § 37 SGB XI erhalten und von Angehörigen ge-
pflegt werden. Am 31. 12. 2011 waren das insgesamt 9 693 Pflegebedürf-
tige (4 000 männlich und 5 693 weiblich), davon 6 434 in der Pflegestufe I, 
2 609 in der Pflegestufe II und 650 in der Pflegestufe III.


Von 1999 bis 2011 stieg die Zahl der Pflegebedürftigen (ohne teilstationäre 
Pflege) im Land Bremen von 16 985 auf 22 178 (+30,6 Prozent) und im 
Bundesgebiet von 2,0 auf 2,5 Millionen.


Weitere Informationen finden Sie im Internet: 


www.statistik.bremen.de
www.destatis.de
www.gbe-bund.de


Pflegebedürftige mit Pflegeleistungen nach SGB XI im Land Bremen und im Bundesgebiet 1999 bis 2011 nach Leistungsarten und Pflegestufen


Fußnoten siehe letzte Seite. 


Pflegestufe I 55 %
Pflegestufe II 33 %
Pflegestufe III 12 %


Männlich
Pflegestufe I 58 %
Pflegestufe II 30 %
Pflegestufe III 12 %


Weiblich
Pflegegeld 39 %
Ambulante Pflege 30 %
Vollstationäre Pflege 31 %


Weiblich
Pflegegeld 54 %
Ambulante Pflege 24 %
Vollstationäre Pflege 22 %


Männlich


Pflegestufen Leistungsarten


Stadt Bremen Stadt Bremen


1999  13 583   9 568   5 812   13 440   3 502   1 655   1 432    415   3 937    940   1 914    907    176   3 707    87    143   6 144   3 217   2 439    488  1999
2001  14 948   10 489   6 827   14 792   3 927   1 939   1 520    468   4 171   1 001   1 892   1 142    136   3 919    96    156   6 850   3 887   2 365    598  2001
2003  14 991   10 565   7 141   14 869   4 212   2 243   1 467    502   4 652   1 226   2 016   1 290    120   4 412    118    122   6 127   3 672   1 986    469  2003
2005  16 126   11 209   8 002   15 932   4 630   2 487   1 629    514   4 876   1 411   2 176   1 203    86   4 576    106    194   6 620   4 104   2 011    505  2005
2007  16 555   11 503   8 652   16 289   4 646   2 615   1 551    480   5 206   1 743   2 189   1 202    72   4 808    132    266   6 703   4 294   1 908    501  2007
2009  16 955   11 693   9 247   16 955   4 748   2 772   1 539    437   5 436   2 006   2 195   1 180    55   4 923    188    325   7 096   4 612   1 994    490  2009
2011  17 771   11 914   10 070   17 771   4 971   3 021   1 488    462   5 814   2 291   2 287   1 194    42   5 115    250    449   7 435   4 954   1 973    508  2011


Stadt Bremerhaven Stadt Bremerhaven


1999  3 560   2 372   1 722   3 545   1 043    507    415    121    722    227    305    163    27    704    3    15   1 795    988    666    141  1999
2001  3 763   2 508   1 957   3 726   1 101    603    377    121    763    236    345    169    13    722    4    37   1 899   1 118    637    144  2001
2003  3 955   2 655   2 134   3 918   1 161    633    396    132    759    269    313    174    3    714    8    37   2 035   1 232    638    165  2003
2005  4 180   2 779   2 237   4 111   1 262    707    442    113    839    273    361    204    1    760    10    69   2 079   1 257    662    160  2005
2007  4 131   2 798   2 247   4 095   1 281    696    436    149    795    251    322    222   -     731    28    36   2 055   1 300    606    149  2007
2009  4 385   2 909   2 515   4 385   1 341    764    425    152    811    262    341    207    1    722    24    65   2 298   1 519    632    147  2009
2011  4 407   2 843   2 577   4 407   1 251    746    383    122    992    394    349    237    12    846    52    94   2 258   1 480    636    142  2011


Land Bremen Land Bremen


1999  17 143   11 940   7 534   16 985   4 545   2 162   1 847    536   4 659   1 167   2 219   1 070    203   4 411    90    158   7 939   4 205   3 105    629  1999
2001  18 711   12 997   8 784   18 518   5 028   2 542   1 897    589   4 934   1 237   2 237   1 311    149   4 641    100    193   8 749   5 005   3 002    742  2001
2003  18 946   13 220   9 275   18 787   5 373   2 876   1 863    634   5 411   1 495   2 329   1 464    123   5 126    126    159   8 162   4 904   2 624    634  2003
2005  20 306   13 988   10 239   20 043   5 892   3 194   2 071    627   5 715   1 684   2 537   1 407    87   5 336    116    263   8 699   5 361   2 673    665  2005
2007  20 686   14 301   10 899   20 384   5 927   3 311   1 987    629   6 001   1 994   2 511   1 424    72   5 539    160    302   8 758   5 594   2 514    650  2007
2009  21 340   14 602   11 762   21 340   6 089   3 536   1 964    589   6 247   2 268   2 536   1 387    56   5 645    212    390   9 394   6 131   2 626    637  2009
2011  22 178   14 757   12 647   22 178   6 222   3 767   1 871    584   6 806   2 685   2 636   1 431    54   5 961    302    543   9 693   6 434   2 609    650  2011


Deutschland Deutschland


1999 2 016 091  1 384 269   926 476  2 005 642   415 289   190 300   165 368   59 621   573 211   176 573   248 939   128 172   19 527   554 217   8 545   10 449  1 027 591   559 603   370 517   97 471  1999
2001 2 039 780  1 397 899   980 621  2 027 316   434 679   209 613   166 717   58 349   604 365   196 553   269 151   128 319   10 342   582 258   9 643   12 464  1 000 736   574 455   336 529   89 752  2001
2003 2 076 935  1 414 042  1 029 078  2 059 828   450 126   224 732   167 558   57 836   640 289   216 307   282 699   133 629   7 654   612 183   10 999   17 107   986 520   588 039   313 820   84 661  2003
2005 2 128 550  1 438 278  1 068 943  2 109 484   471 543   240 086   172 937   58 520   676 582   231 106   293 551   141 104   10 821   644 165   13 351   19 066   980 425   597 751   301 605   81 069  2005
2007 2 246 829  1 517 883  1 156 779  2 223 600   504 232   264 527   178 532   61 173   709 311   253 406   299 936   145 136   10 833   671 080   15 002   23 229  1 033 286   638 846   308 997   85 443  2007
2009*) 2 338 252  1 566 482  1 247 564  2 338 252   555 198   302 728   187 991   64 479   748 889   277 997   309 405   150 242   11 245   699 672   17 819   31 399  1 065 564   680 671   303 111   81 782  2009*)
2011**) 2 501 441  1 638 278  1 370 017  2 501 441   576 264   324 385   188 874   63 005   786 920   302 758   318 069   156 890   9 203   723 451   19 669   43 800  1 182 057   762 366   329 912   89 779  2011**)
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Anlage 3 zur Weiterentwicklung der Pflegestützpunkte  
 
Beratungsaufgaben im Land Bremen im Bereich der Pflege und der Altenhilfe 
 
Die Pflegestützpunkte haben einen umfassenden übergreifenden bundesgesetzlichen Auftrag 
zugunsten der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen. Sie unterliegen besonderen datenschutz-
rechtlicher Bedingungen und haben den Auftrag zu neutraler, kostenloser und wohnortnaher Beratung 
und Unterstützung in der Versorgung und in der Vernetzung von Angeboten. Die Zahl der Pflege-
bedürftigen und damit der Beratungsbedarf steigen fortlaufend an. Die gesetzlichen Änderungen sind 
insbesondere durch die Neufassung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs ab 1.12017 mit erheblichem 
Informationsbedarf verbunden. Das Thema „Pflege“ hat in den letzten 20 Jahren zunehmend an 
sozialpolitischer und finanzieller Bedeutung gewonnen. Dies erfolgte verstärkt durch das in der 
Öffentlichkeit wahrgenommen Thema „Demenzerkrankung“ und die erforderliche Unterstützung der 
Angehörigen in der Alltagssituation. Zunehmende Bedeutung erhält die Pflege auch für behinderte 
Menschen mit Eingliederungshilfebedarf. Die Pflegestützpunkte sind daher als gemeinsame Institution 
der Sozialhilfeträger/der Kommunen und der Sozialversicherungsträger verantwortlich für eine 
offensive gemeinsame Informations- und Beratungs- und Unterstützungstätigkeit – unter Einbeziehung 
aller anderen Partner im Bereich Pflege.  
 
Die Pflegeberatung im Einzelfall – unabhängig vom besonderen Auftrag der Pflegestützpunkte - muss 
daneben grundsätzlich durch die Kranken- und Pflegekassen sichergestellt werden. Sie umfasst auch 
die Information über die Sozialhilfeleistungen oder auch andere Landesleistungen sowie die 
kommunalen präventiven Hilfen.  


 
Die Beratung über die Sozialleistungen (z.B. aufstockende Hilfe zur Pflege, Hilfen zur Weiterführung 
des Haushaltes, Leistungen der Altenhilfe) haben weiterhin die zuständigen Ämter in Bremen und in 
Bremerhaven zu übernehmen.  


 
Die Leistungserbringer, die pflegerische oder unterstützende Angebote für die Pflegebedürftigen im 
ambulanten und stationären Bereich vorhalten, beraten ebenfalls über die Leistungsansprüche 
gegenüber den Kranken- und Pflegekassen sowie den zuständigen Ämtern in Bremen und in 
Bremerhaven. 


 
In unterschiedlichem Maße finanzieren die Kommunen besondere Angebote wie die 
Dienstleistungszentren, DIKS und auch andere Beratungsstellen für behinderte und ältere Menschen, 
die im Rahmen ihrer Aufgaben ebenfalls über Leistungsansprüche älterer, behinderter und 
pflegebedürftiger Menschen informieren.  


 
Die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen verfügen somit über ein umfangreiches Angebot zur 
Beratung, um im Vorfeld von Pflegebedürftigkeit sowie im sozialen Umfeld von Pflegebedürftigkeit die 
notwendige Unterstützung bei der Antragstellung, der Finanzierung und der Auswahl von Angeboten 
zu erhalten. In dem gegliederten Sozialsystem (Kranken- und Pflegekassen, Rentenversicherung, 
Sozialämter, ehrenamtliche Unterstützung, präventive Altenhilfe) bedarf es kompetenter 
Beratungsinstitutionen mit Gesamtüberblick, sowohl im eigenen Wohnumfeld wie auch stadtweit. 


 
Ein vergleichbares Beratungsangebot, in der für alle Kranken- und Pflegekassen im Land Bremen 
gemeinsam mit den Sozialhilfeträgern in Bremen und Bremerhaven, umfassende und vertiefte 
Pflegeberatung (incl. Unterstützung bei der Antragstellung und Verfahrens- und 
Versorgungbegleitung) nach bundeseinheitlich festgelegten Qualitätskriterien durchgeführt und 
evaluiert wird, besteht nicht. Mit den Dienstleistungszentren, DIKS und auch den Ämtern wird im 
Einzelfall – jeweils ergänzend - eng zusammengearbeitet. Die Pflegeberatung unterstützt auch - im 
Vorfeld einer Antragstellung für die Hilfe zur Pflege nach SGB XII – alle vorrangigen 
Leistungsansprüche der Kranken- und Pflegekassen vollumfänglich auszuschöpfen. Sie berät 
insbesondere zu einem Pflegemix für die Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen in der eigenen 
Häuslichkeit. Sie entlasten damit auch die Informations- und Beratungstätigkeiten der Ämter. 1. 
                                                
1 Die Entwicklung der Zahl der Leistungsberechtigten in der Hilfe zur Pflege wird regelmäßig im Bericht über die 
Sozialleistungen dargestellt (zuletzt siehe Vorlage für die Sozialdeputation am 4.4.16 für 2015, Stand 29.3.16).  
Im IV. Quartal 2015 erhielten rd. 2.170 Personen stationäre Pflege und rd. 1.300 Personen ambulante Pflege.  
Die Entwicklung ist u.a. abhängig vom Umfang der Leistungen der Pflegeversicherung nach Pflegestufen, des 
eigenen Einkommens und Vermögens sowie von der Möglichkeit familiärer oder nachbarschaftlicher Unter-
stützung, sowie der erforderlichen Beratung im Vorfeld und sozialem Umfeld von Pflege.  
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Weiterentwicklung der Pflegestützpunkte (PSP)  


Hier: Entfristung der Finanzierungskosten des Landes Bremen und der Finanzierungs-
kosten der Kommune Bremen 
 
A. Problem 
1. Pflegestützpunkte in der Startphase 
 Die Pflegestützpunkte wurden im Jahre 2009 aufgrund der gesetzlichen Neuregelungen 


des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes (PfWG-SGB XI) im Land Bremen auf Basis der 
Anschubfinanzierung des Bundes und der damit verbundenen Vorgaben gemeinsam mit 
den Landesverbänden der Kranken- und Pflegekassen konzipiert und an drei Standorten 
errichtet. Voraussetzung für die Errichtung und den Betrieb der Pflegestützpunkte war die 
Allgemeinverfügung des Landes Bremen. Die Allgemeinverfügung des Landes Bremen ist 
nicht befristet worden. Viele Bundesländer – darunter alle Stadtstaaten – haben Pflege-
stützpunkte errichtet. 1 


 
Auszug aus Rahmenvertrages (Präambel): 
Das am 1. Juli 2008 in Kraft getretene Gesetz zur strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversi-
cherung (Pflege-Weiterentwicklungsgesetz PfWG) sieht die Einrichtung von Pflegestützpunkten in 
der gemeinsamen Trägerschaft der Pflege- und Krankenkassen sowie der nach Landesrecht zu be-
stimmenden Stellen für die wohnortnahe Betreuung  im Rahmen der örtlichen Altenhilfe und für die 
Gewährung der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII vor. Durch die Einrichtung von Pflegestützpunk-
ten haben die beteiligten Vertragsparteien die Möglichkeit, durch umfassende Versorgungs- und Be-
treuungskonzepte ihre Zusammenarbeit zum Nutzen der betroffenen Pflegebedürftigen zu koordinie-
ren. In die Arbeit der Pflegestützpunkte sollen Selbsthilfegruppen, ehrenamtlich Engagierte, kirchli-
che sowie sonstige religiöse und gesellschaftliche Träger und Organisationen eingebunden werden. 
Die oberste Landesbehörde des Landes Bremen hat mit der Allgemeinverfügung vom 25.09.2008 
(Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen Nr. 104 vom 30.09.2008) die Errichtung von Pflegestütz-
punkten in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven mit Wirkung ab 01.10.2008 bestimmt. 


 
2. Weiterentwicklung der Pflegestützpunkte 
 Durch Änderungen im Pflegestärkungsgesetz (PSG II und im PSG III) erhalten die Kommu-


nen künftig ein Initiativrecht, zur Errichtung von Pflegestützpunkten – in Abstimmung mit 
den jeweiligen Ländern. Dadurch werden die Kommunen in den Flächenländern gestärkt. 
Der Bund wird zudem künftig die Möglichkeit schaffen, 60 Modellkommunen zu fördern, um 
insbesondere die Leistungen der Hilfe zur Pflege, der Altenhilfe und den Aufgaben der 


                                                
1 Im Bundesgebiet wurden seit 2009 rd. 550 Pflegestützpunkte eingerichtet. Die Entscheidung zur Errichtung der Pflegestützpunkte 
ist durch die zuständige Landesbehörden zu treffen (siehe Verzeichnis aller Pflegestützpunkte unter: Pflegestützpunkte-online.de). 
In den Stadtstaaten Berlin und Hamburg wurden 12 bzw. 9 Pflegestützpunkte eingerichtet. 
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Pflegekassen verstärkt zu verbinden. Hierzu gilt eine Antragsfrist bis 2021 im Gesetzent-
wurf. Auch hierzu bieten sich grundsätzlich die Pflegestützpunkte an. Das Land Bremen 
wird sich nach dem PSG III-Gesetzgebungsverfahren in 2017/2018 mit dem Thema be-
schäftigen – in enger Abstimmung mit den Kranken- und Pflegekassen.  


 
3. Suche neuer Räumlichkeiten für PSP in Bremen-Nord 
 Für Bremen-Nord soll die Option in 2016 geschaffen werden, neue Räumlichkeiten für den 


Pflegestützpunkt zu suchen. Das Einkaufszentrum Haven-Höövt verliert zunehmend an At-
traktivität aufgrund leerstehender Geschäftsflächen – im Rahmen des laufenden Insolvenz-
verfahrens. Der Pflegestützpunkt soll daher perspektivisch an einen anderen zentralen Ort 
in Vegesack umziehen können. Für eine Umzugsentscheidung bedarf es allerdings einer 
längerfristigen Planungsperspektive und damit einer langfristigen Absicherung der Finan-
zierung. In der Regel erwarten die Vermieter eine Mindestmietzeit von mehreren Jahren für 
Geschäftsräume. Zudem wäre ein Umzug in neue Räumlichkeiten nicht wirtschaftlich, wenn 
die Finanzierung der Pflegestützpunkte nicht gesichert ist. 


 
B. Lösung 
Aufgrund der Entwicklung der Inanspruchnahme der Pflegeberatung in den Pflegestützpunkten, 
der Weiterentwicklung durch Vortrags- und Informationsveranstaltungen in und außerhalb der 
Pflegestützpunkte, der Zahl der Abschlüsse von Kooperationsverträgen mit zahlreichen größe-
ren Unternehmen und Institutionen, der weiteren Vernetzung mit anderen Partnern im Pflegebe-
reich soll die grundsätzliche Befristung der Finanzierungskosten des Landes Bremen und für 
die Kommune Bremen aufgehoben werden. Die Pflegestützpunkte bleiben langfristig erhalten – 
neben den bestehenden Beratungsmöglichkeiten. Die Entscheidung der Bestätigung der Pfle-
gestützpunkte in Bremerhaven trifft der Magistrat – auf Basis der fortgeführten Landesfinanzie-
rung. Die erfolgreiche Entwicklung der drei Pflegestützpunkte ist in dem Jahresbericht 2015 
(Anlage 1) dokumentiert. 
 
Die Entwicklung der Zahl der Pflegebedürftigen und die Versorgung der Pflegebedürftigen 
durch ihre Angehörigen sowie die Versorgungsangebote nach Stadtteilen im Land Bremen wur-
de im Pflegeinfrastrukturbericht für das Land Bremen dargestellt. Der kontinuierliche Anstieg 
der Zahl der Pflegebedürftigen seit 1999 bis 2011 ergibt sich aus dem Bericht des Statistischen 
Landesamtes Bremen (Anlage 2). Erste Ergebnisse für das Jahr 2015 hat das Statistische Lan-
desamt Bremen durch Pressemitteilung v. 27.5.2016 veröffentlicht. Danach werden über 14.000 
Pflegebedürftige durch ambulante Pflegedienste und stationäre Pflegeheime versorgt. Der An-
stieg von 2013 zu 2015 beträgt für diesen Bereich 6 %. Die Zahl der Pflegebedürftigen, die aus-
schließlich Pflegegeld beziehen und damit allein durch Angehörige unterstützt werden, wird im 
September 2016 veröffentlicht.2 
Durch eine verstärkte Ausrichtung des Verbleibens in der eigenen Häuslichkeit und auch der 
Entwicklung und Finanzierung ambulant betreuter Wohngemeinschaften durch die Pflegeversi-
cherung entsteht ein weitreichender Informations- und Beratungsbedarf im Vorfeld von Pflege-
bedürftigkeit und auch bei bestehender Pflegebedürftigkeit. Es handelt sich um einen langfristi-
gen Informations- und Beratungsbedarf. Dieser besteht  insbesondere auch durch die Neurege-
lungen der Pflegestärkungsgesetzes II und III ab 1.1.2017 mit dem neuen Pflegebedürftigkeits-
begriff und veränderten Pflegebegutachtungsvorgaben, sowie veränderten Finanzierungsrege-
lungen für die Pflegeheime durch das SGB XI und folglich auch für die Hilfe zur Pflege nach 
SGB XII. 
 
Die weitere zukünftige Entwicklung im Pflegebereich für die pflegebedürftigen Menschen und 
ihrer Angehörigen bedarf daher auch einer langfristigen Absicherung des übergreifenden Infor-


                                                
2 Die Ergebnisse der Bundesstatistik 2013 bestätigen einen Anstieg um 5 % im Vergleich zu 2011 (2,6 Mio. Pflegebedürfti-
ge im Bundesgebiet in 2013). 35 % dieser Pflegebedürftigen sind in ihrer Alltagskompetenz erheblich eingeschränkt. Ein 
hoher Anteil der pflegebedürftigen Menschen wird zu Hause unterstützt (71 %) und 29 % werden in vollstationären Heimen 
versorgt. 83 % der Pflegebedürftigen sind älter als 65 Jahre. Davon sind 37 % 85 Jahre und älter. Mehrheitlich (65 %) sind 
die Pflegebedürftigen Frauen 
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mations- und Beratungsbedarfs und damit der Pflegestützpunkte im Lande Bremen (s. Anlage 3 
zu weiteren Beratungsmöglichkeiten im Land Bremen).  
 
In den vereinbarten Gremien mit den Verbänden der Kranken- und Pflegekassen und dem Ma-
gistrat Bremerhaven im Land Bremen wird die Entscheidung zur Fortführung der Pflegestütz-
punkte, zum Geschäftsbetrieb der Pflegeberatung und zur Suche nach geeigneten Räumlich-
keiten in Bremen-Nord getroffen – auf Basis der gesetzlichen Vorgaben im SGB XI. Dabei wird 
die Entwicklung in den einzelnen Bundesländern beobachtet, mit jeweils ganz unterschiedlichen 
Konzepten.  
 
 
C. Alternativen 
Die Finanzierungsentscheidungen des Landes und der Kommune Bremen wurden befristet bis 
März 2018. Die Entscheidung über die langfristige Absicherung könnte spätestens daher auch 
noch im 3. Quartal 2017 getroffen werden. Da den Landesverbänden der Kranken- und Pflege-
kassen und der Sozialbehörde konkrete geeignete Räumlichkeiten für Anfang 2017 angeboten 
worden sind, bedarf es einer aktuellen Entscheidung. Denn die bestehenden Räumlichkeiten 
müssen rechtzeitig gekündigt werden. Eine Verschiebung der Entscheidung auf das 3. Quartal 
2017 ist daher nicht empfehlenswert, da die Option zum Umzug dann nicht genutzt werden 
könnte. 
  
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung 
Für die drei Pflegestützpunkte entstehen Personalkosten für 2 Pflegeberater pro Pflegestütz-
punkt, zzg. Vertretungsreserve. Kommunen und Kranken-/ Pflegekassen stellen jeweils einen 
Mitarbeiter pro PSP. Das Land Bremen finanziert zu den Personalkosten einen Anteil im Um-
fang von 0,5 BV pro kommunalem Mitarbeiter (d.h. 3 x 0,5 BV = rd. 3 x rd. 25.000,- €) = 
75.000,- €. Davon 2 x 0,5 BV für 2 PSP in Bremen. 
 
Das Land Bremen trägt pro PSP einen pauschalen Anteil an Betriebskosten im Umfang von 
5.000,- € seit 2009, insgesamt 15.000,- €. Die Betriebskosten der Pflegestützpunkte (insbeson-
dere Mietkosten, lfd. Betriebskosten) werden pro Pflegestützpunkt ermittelt und zu einem Drittel 
von der Kommune, den Krankenkassen und den Pflegekassen getragen. Die Betriebskosten für 
drei Pflegestützpunkte beliefen sich in 2015 insgesamt auf rd. 180.000,- €. Davon entfallen 
15.000,- € auf das Land Bremen und jeweils 55.000,- € auf die Kommunen Bremen und Bre-
merhaven, sowie auf 55.000,- € auf die Landesverbände der Krankenkassen und 55.000,- € der 
Pflegekassen.  
 
Die Kommune Bremen trägt für ihre 2 PSP daneben 2 x 0,5 BV Personalkosten in Höhe von 
insgesamt rd. 50.000,- € zzg. Vertretungsreserven aus dem Personalbudget des AfSD. Die 
Kommune Bremerhaven trägt 1 x 0,5 BV Personalkosten in Höhe von rd.25.000,- € zzg. Vertre-
tungsreserve aus dem Personalbudget des SozA Brhv. 
 
Gesamtergebnis:  
Das Land Bremen finanziert rd. 90.000,- € pro Jahr an Betriebs- und Personalkosten für 3 PSP.  
Die Kommune Bremen finanziert rd. 86.000,- € pro Jahr an Betriebs- und Personalkosten für 2 
PSP. Das Sozialressort trägt somit rd. 176.000,-€ Gesamtkosten pro Jahr für die PSP.  
Mehrkosten entstehen durch die langfristige Finanzierungszusage nicht, da die Nutzung neuer 
Rämlichkeiten nicht zu zusätzlichen Betriebs- und Personalkosten führen wird. Es wird vielmehr 
ein wirtschaftlicher Vorteil durch die Nutzung neuer Räumlichkeiten erwartet. Eine laufende 
Maßnahme im Rahmen des Pflegebereiches (PG 41.04.02) wird fortgeführt. Grundsätzlich sind 
die Finanzierungskosten für die PSP durch den Haushalt 2016/2017 abgedeckt.  
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Alternative: 
Wird die Entscheidung auf den Zeitpunkt im 3. Quartal 2017 verschoben, können die angebote-
nen Räumlichkeiten nicht genutzt werden. Geeignete Räumlichkeiten mit angemessenen Miet-
kosten stehen gesichert nicht Ende 2017 zur Verfügung. In der Regel bedarf es einer längeren 
Such- und Findungs- sowie Entscheidungsphase. 
 
Eine Wirtschaftlichkeitsprüfung für die Entfristung der Finanzierung ist nicht erforderlich, weil 
durch die Bestätigung der Pflegestützpunkte keine zusätzlichen Ausgaben entstehen, auch 
nicht durch die Nutzung anderer Räumlichkeiten. Die Nutzung neuer Räumlichkeiten ist jedoch 
mit dem Abschluss einer Mindestlaufzeit des Mietvertrages verbunden, insofern wird eine län-
gere Verpflichtung neu eingegangen.  
 
Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung in den Pflegestützpunkten  ist 
eine ständige Aufgabe der gemeinsamen Gremien zwischen den Kranken- und Pflegekassen 
und der Sozialbehörde, sowie des Sozialamtes Bremerhaven.  


 
 


E. Beteiligung / Abstimmung 
Die geplante Entfristung der Finanzierung der Pflegestützpunkte im Land Bremen wurde mit 
den Krankenkassen und den Pflegekassen. Die LAG der Freien Wohlfahrtsverbände wurde 
informiert. Die Beteiligung des Magistrats Bremerhaven ist eingeleitet.  
 
 
F. Beschlussvorschlag 
Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration begrüßt eine langfristige Bestäti-
gung und Weiterentwicklung der Pflegestützpunkte und nimmt die Finanzierungszusagen der 
Sozialbehörde zum langfristigen Betrieb der Pflegestützpunkte zur Kenntnis. 


 
 


Anlagen:  
Jahresbericht 2015 der Pflegestützpunkte im Land Bremen 
Faltblatt des Statistischen Landesamtes Bremen zur Pflege im Zeitraum 1999 bis 2011 
Beratungsaufgaben im Land Bremen im Bereich der Pflege und der Altenhilfe 
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